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Mehr Demokratie durch
Persönlichkeitswahlrecht 
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Angelobung von Landeshauptmann 

Dr. Herbert Sausgruber durch Landtagspräsident 

Manfred Dörler am 5. Oktober 1999.

Das Vorarlberger Landtagswahlgesetz gibt dem Wähler die

Möglichkeit, über die Wahl einer bestimmten Partei hinaus noch

Vorzugsstimmen für einzelne Wahlwerber dieser Partei zu ver-

geben. Damit kann er Einfluss auf die von der Partei vorgegebe-

ne Reihung der Wahlwerber nehmen und so mitbestimmen, wer

einen Landtagssitz erhält. 

Mehr als zwei Drittel der Wähler
hat bei der letzten Landtags-
wahl 1999 vom Recht, Vorzugs-

stimmen zu vergeben, Gebrauch gemacht.
Die rege Inanspruchnahme dieser Mög-
lichkeit belegt das Interesse der Bevöl-
kerung an mehr direkter Mitsprache.

Gesetzgebung des Landes

Der Landtag übt die Gesetzgebung des
Landes, einschließlich der Verfassungs-
gesetzgebung, aus. Die österreichische
Bundesverfassung trägt sehr zentralis-
tische Züge. Dem Bund wurde der über-
wiegende Teil der Zuständigkeiten
übertragen – fast 80 Prozent der wich-
tigsten Entscheidungen fallen in Wien.
Trotzdem sind dem Landtag eine Reihe
von Kompetenzen geblieben: Gemeindeor-
ganisation, Organisation der Landesbe-
hörden, Kindergartenwesen, Natur- und
Landschaftsschutz, Baurecht, Raumpla-
nung, Wohnbauförderung, Abwasser- und
Abfallbeseitigung, Straßenwesen (aus-
genommen Bundesstraßen), Grundverkehr
mit land- und forstwirtschaftlichen
Grundstücken, Ausländergrundverkehr,

Jagd und Fischerei, Sport-, Skischul-
und Bergführerwesen, Sozialhilfe und
Behindertenfürsorge, Sittlichkeitspolizei,
Katastrophenhilfe und Rettungswesen,
Kulturförderung, Landwirtschaftsför-
derung und Spitalswesen.

Diese Aufzählung besitzt beispiel-
haften Charakter und stellt letztlich
nur einen Ausschnitt der  Kompetenzen
unseres Landesparlamentes dar. Die
Österreichische Bundesverfassung be-
stimmt nämlich, dass alle Angelegen-
heiten, die nicht ausdrücklich als
Bundessache deklariert wurden, im
selbstständigen Wirkungsbereich der
Länder zu regeln sind.

Wahl und Kontrolle 

der Regierung

Nach der Wahl des Präsidenten und der
zwei Vizepräsidenten werden vom Land-
tag die 7 Mitglieder der Landesregie-
rung gewählt: Der Landeshauptmann,
der Landesstatthalter (Landeshaupt-
mann-Stellvertreter) und 5 Landesräte.

Der Landeshauptmann hat vor Antritt
seines Amtes vor dem Landtag in die
Hand des Präsidenten das Gelöbnis zu
leisten. Die Landesregierung wird auf
die Dauer der Landtagsperiode gewählt.
Die Landesregierung ist dem Landtag
verantwortlich und auf seine Unterstüt-
zung angewiesen. Sie ist verpflichtet,
dem Landtag jährlich einen Rechen-
schaftsbericht über das abgelaufene
Verwaltungsjahr zu erstatten und den
Landesvoranschlag (Budget) für das fol-
gende Jahr zur Genehmigung vorzulegen. 

Der Landtag ist befugt, die Geschäfts-
führung der Landesregierung zu über-
prüfen. Jeder Abgeordnete ist berech-
tigt, Regierungsmitglieder über alle
Gegenstände ihres Geschäftsbereiches
zu befragen. 

Der Landtag kann beschließen, dass
Teile der Gebarung des Landes durch
den Landes-Rechnungshof, den Rech-

nungshof in Wien oder durch die Kon-
trollabteilung im Amt der Landesre-
gierung geprüft werden. 

Der Landtag kann Regierungsmitglie-
der beim Verfassungsgerichtshof wegen
Gesetzesverletzung anklagen und
Schadenersatzansprüche des Landes
gegen sie geltend machen. Schließlich
kann er, als letztes Mittel, die ganze
Regierung oder einzelne Regierungs-
mitglieder durch ein Misstrauensvotum
zum Rücktritt zwingen. 

Wahl des 

Landesvolksanwaltes

Als erstes österreichisches Land hat
Vorarlberg 1984 die Schaffung einer
Landesvolksanwaltschaft beschlossen.
Deren Hauptaufgabe ist die Beratung
der Bürger und die Prüfung von Be-

schwerden in Angelegenheiten der Ver-
waltung des Landes und der Gemein-
den. Der Landesvolksanwalt wird vom
Landtag jeweils für die Dauer von 6
Jahren gewählt.

Wahl des Direktors 

des Landes-Rechnungshofes 

Der Vorarlberger Landtag hat 1999 die
Einrichtung eines ihm unmittelbar un-
terstellten Landes-Rechnungshofes be-
schlossen. Dem Landes-Rechnungshof
obliegt insbesondere die Überprüfung
der Gebarung des Landes, wobei in den
Berichten auch Vorschläge gemacht wer-
den können, wie Mängel beseitigt, Aus-
gaben vermieden oder gesenkt bzw. Ein-
nahmen geschaffen oder erhöht werden
können. Der Direktor des Landes-Rech-
nungshofes wird vom Landtag jeweils
für die Dauer von 6 Jahren gewählt. 

– Bludenz

7 Landtagsabgeordnete

– Bregenz

10 Landtagsabgeordnete

– Dornbirn

7 Landtagsabgeordnete

– Feldkirch

12 Landtagsabgeordnete
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